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Reparatur hat
Vorrang vor Reform
Die Koalition sucht ihren Weg in die Zuknnf t

Von Rudolf Herlt

I
n Bonn sind die beiden Regierungsparteien
jetzt darangegangen, den Spielraum des Mög-
lichen abzustecken. Das Wünschenswerte wird

dabei im Hintergrund bleiben müssen. "Weder
die Wähler noch die Parteien haben erkennen
lassen, daß sie den neuen Realismus, der in der
Weltrezession geboren wurde, neuen Illusionen
und Erwartungen opfern wollen.

Eine Million Arbeitslose unter uns — das hat
die Aufbruchstimmung der frühen siebziger Jahre
gedämpft. Schon die Folgeschäden der Rezession
werden die neue Bundesregierung zu hoher Auf-
merksamkeit in der Wirtschafts- und Sozialpoli-
tik zwingen. Der Kanzler hat in den ersten bei-
den Jahren seiner Amtszeit seinen Ruf begrün-
det, die Bundesrepublik erfolgreich aus der Welt-
krise herausgeführt zu haben. In den nächsten
vier Jahren muß er die Blessuren heilen, die
Wirtschaft und Gesellschaft dabei erlitten haben
und gleichzeitig Vorkehrungen treffen, daß sich
ein ähnlicher Betriebsunfall nicht wiederholt.

Verglichen mit den hochfliegenden Regierungs-
erklärungen Willy Brandts mag sich ein solches
Programm bescheiden anhören. Aber es wird
aller gutwilligen Kräfte in den Parteien, den
Verbänden, den Gewerkschäften, ja der ganzen
Bevölkerung bedürfen, wenn selbst solch beschei-
dene Vorsätze nicht scheitern sollen. Die neue
Regierung Schmidt kann nicht wie andere vor
ihr einfach Gas geben, damit ein neuer Wirt-
schaftsaufschwung alle, Schwierigkeiten beiseite-
fegt. Mit einer freigiebigen Geldspritze gingen
allenfalls die Preise in die Höhe; die Arbeits-
plätze, die in der Rezession frei wurden, würden
damit nicht automatisch wieder besetzt werden.
Eine hohe Zahl von Arbeitslosen wird wohl für
viele Jahre zum Erscheinungsbild der deutschen
Wirtschaft gehören. Darum lassen sich auch die
Schäden am sozialen Netz unserer Gesellschaft
nicht einfach durch rigorose Ankurbelung be-
heben. Die neue Bundesregierung muß von An-
fang an längerfristig planen. Sie muß die Ren-
ten und das Gesundheitssystem sanieren und ein
stetiges Wachstum gegen Gefahren an der Lohn-
und Exportfront absichern.

Die Altersrenten werden bei uns nach einem
Schönwetter-System finanziert, das den Belastun-
gen der zweijährigen Wirtschaftsflaute nicht ge-
wachsen war. Je mehr Menschen arbeitslos wur-
den, um so geringer wurde das Beitragsaufkom-
men. Gleichzeitig aber stiegen die Ausgaben: Die
Zahl der Rentner nahm zu. Für solche Fälle gibt
es zwar Rücklagen, sie lassen sich jedoch nicht so-
fort mobilisieren. Der Rentenversicherung fehlen
deshalb im kommenden Jahr über elf Milliarden
Mark. Wenn nichts geschieht, wird das Loch von
Jahr zu Jahr größer.

Die Bundesregierung steht hier vor einer dop-
pelten Aufgabe. Sie muß zunächst dafür sorgen,
daß die Rentenversicherung aus der akuten Geld-
klemme befreit wird. Bund und Rentenversiche-
rung zusammen werden es schaffen, aber das An-
sehen der Koalition wird dabei Schaden nehmen.
Hätte sie im Wahlkampf nicht unnötigerweise
einen Eid geleistet, daß die Renten im Jahr 1977
um zehn Prozent erhöht werden, stünden ihr jetzt
billigere Korrekturmaßnahmen zur Verfügung.
Nun kann sie, Gefangene ihrer eigenen Verspre-
chen, erst ein Jahr später dauerhafte Korrekturen
beschließen.

„Wir sitzen auf dem Fahrrad"
Nach der versprochenen Rentenerhöhung arn

1. Juli 1977 wird es die nächste Anpassung erst
am 1. Januar 1979 geben. Weil dies zur Sanie-
rung aber nicht ausreicht, wird darüber nachzu-
denken sein, ob die Rentner nicht einen eigenen
Beitrag zu ihrer Krankenversicherung leisten
sollten. Bisher haben sich beide Koalitionspar-
teien gegen diese unpopuläre Maßnahme ge-
sträubt. Die Regierung wird aber auch prüfen
müssen, ob das Ausmaß der jährlichen Renten-
steigerungen in Zukunft beibehalten werden
kann, ob es wirklich jedes Jahr die durchschnitt-
liche Erhöhung der Arbeitseinkommen überstei-
gen muß. Auch hiergegen rührt sich Widerstand.
Rentner und Beitragszahler müssen jedoch glei-
chermaßen an der Sicherheit der Altersversor-
gung interessiert sein. Schwerwiegende Entschei-
dungen sind da nicht zu umgehen, wenn aus dem
Schönwetter-System ein Allwetter-System wer-
den soll.

Ebenso dornig ist die notwendige Korrektur
unseres aufwendigen Gesundheitssystems. Wenn
sich die Ausgaben im Gesundheitswesen so weiter-
entwickeln wie in den Jahren 1974 und 1975,
dann müßten die Arbeitnehmer nach einer Be-
rechnung des rheinland-pfälzischen Sozialmini-
sters Geissler in 25 Jahren 79 Prozent ihrer
Brutto-Einriahmen nur für die gesetzliche Kran-
kenversicherung aufbringen. Das ist natürlich
eine hypothetische Rechnung, aber sie zeigt, daß
die Äusgäbenflut dringend gestoppt werden muß,

sollen die Beiträge nicht ins Unangemessene, Un-
ermeßliche steigen. Die Regierung muß sich mit
mächtigen Gruppen anlegen, der Ärzteschaft und
mit der pharmazeutischen Industrie. Anders
sind auch diese Mängel unseres sozialen Netzes

. nicht zu beheben.

Das Netz soll bei alledem ja nicht schlechter
werden, sondern haltbarer. Jede dritte Mark, die
wir heute ausgeben, geben wir für sozialpolitische
Zwecke aus. Sicher hat die gute soziale Abpolste-
rung dazu beigetragen, daß die Bundesbürger die
Rezession relativ gut überstanden haben. Aber
die Wirtschaft hält die Grenze ihrer Belastbar-
keit schon für überschritten.

Ohne Wachstum geht es nämlich in einem
hochentwickelten Sozialstaat nicht. Für ihn gilt,
was Hallstein früher immer über die Europa-
politik sagte: „Wir sitzen auf dem Fahrrad, wir
müssen weiterfahren; wenn wir aufhören zu tre-
ten, fallen wir um." Die vergangenen beiden
Jahre haben gezeigt, was alles zu Bruch geht,
wenn die Wirtschaft stagniert oder gar schrumpft.

Sehr viel Hoffnung kann die neue Regierung
aus der gegenwärtigen Lage noch nicht ziehen.
Die Wirtsdiaftsforschungsinstitute haben zwar
soeben verkündet, daß sie für 1977 mit einem
mäßigen Wachstum vori 5,5 Prozent rechnen.
Aber die Ansichten der Forscher darüber, ob die
Sommerpause nur vorübergehender Natur war,
sind geteilt.

Die Angst der Unternehmer
Der beginnende Aufschwung hatte zwei Stüt-

zen: die Verbraucher und den Export. Die Un-
ternehmer haben sich noch nicht zum Bauen von
Fabriken, zum Kauf von Maschinen und zum
Einleiten neuer Produktionsverfahren entschlos-
sen. Sie sehen noch keinen Grund, Geld in ris-
kante Anlagen zu stecken. Noch sind sie nicht
sicher, daß sie für die Produkte, die sie damit
herstellen könnten, genügend Käufer finden wer-
den. Bisher ist der Zeitraum unterschätzt wor-
den, den unsere Unternehmer nach den bitteren
Erfahrungen der letzten Jahre brauchen, um wie-
der Vertrauen in die Zukunft zu schöpfen. Sie
fühlen sich noch immer von Gefahren umlauert.

An der inneren Front sind es vor allem die
Lohnforderungen, die der Wirtschaft schon wie-
der Sorge bereiten. In diesem Jahr haben die ta-
riflichen Lohnerhöhungen den Arbeitnehmern mit
knapp sechs Prozent mehr als den Inflationsaus-
gleich gebracht. Wenn die Abschlüsse für das
Jahr 1977 zwischen 6,5 und sieben Prozent blei-
ben sollten, dann dürften wir daraus schließen,
daß die Gewerkschaften nicht nur eine einmalige,
sondern eine mehrjährige Korrektur zugunsten
der Gewinne tolerieren wollen. Dann hätten die
Gewerkschaften begriffen, daß sie selbst über den
Beschäftigungsstand an den Werkbänken und an
den Schreibtischen entscheiden. Allein mit wirt-
schaftspolitischen Mitteln kann die Zahl der
Arbeitslosen im nächsten Jahr nicht unter 800 000
gedrückt und auch das Problem der jugendlichen
und älteren Arbeitnehmer wie der Hilfsarbeiter
nicht gelöst werden.

Gefahren drohen aber auch von draußen/Die
Mark ist gegenüber allen anderen Währungen
wertvoller geworden. Dadurch hat die westdeut-
sche Industrie Wettbewerbsvorteile eingebüßt.
Außerdem entdeckt das Ausland nach dem Infla-
tionsrausch der letzten Jahre nun den Segen der
Stabilität. Die Amerikaner haben ihre Inflations-
rate halbiert. Die Franzosen leiten unter ihrem
neuen Regierungschef Barre ein Anti-Inflations-
programm ein, das zum erstenmal über Schau-
effekte hinausgeht. Die Briten können am Pfund-
kurs ablesen, daß sie sich schleunigst ihrem Haupt-
feind, der Inflation, entgegenstellen müssen.
Selbst die Italiener unternehmen ungewöhnliche
Anstrengungen, um die Geldentwertung zum
Stehen zu bringen.

Die vereinigten Stabilitätsbemühungen dieser
Länder aber könnten deren Aufnahmefähigkeit
für deutsche Waren drastisch beschränken. Die
Bundesregierung, die den Westen gemeinsam mit
den Vereinigten Staaten und Japan als Lokomo-
tive aus der Rezession herausgezogen hat, wird
da schon aus purem Eigennutz ihre Hilfe an-
bieten müssen. Die freie Weltwirtschaft ist die
Quelle unseres Wohlstands. Helmut Schmidt wird
sie vor einem Rückfall in die Barberei der Han-
delshemmnisse bewahren müssen. Der Bundes-
regierung wird nichts anderes übrigbleiben, als
den beiden Sorgenkindern Italien und England
Geld zu leihen, über den Währungsfonds oder
direkt, damit sie weiter bei uns kaufen können.
Die Geldgeber müssen die Regierungen in Rom
und London mit sanftem Druck dazu bringen,
künftig nicht mehr über ihre Verhältnisse zu
leben.

Nach innen wie nach außen: Auch ein beschei-
denes Programm wird dem Kanzler viel Über-
zeugungskraft, Mut und Takt abfordern.

Neuer Intendant

Kot Hau vor nua
Die Volksrepublik China kann wieder regiert werden

Von Karl-Heinz J außen

Gong- und Trommelschläge, ohrenbetäu-
bender Lärm von Feuerwerkskörpern und
Jubel von Millionen Menschen begleiteten

den Anbrach einer neuen Ära in China, das Zeit-
alter nach Mao. Vier Wochen mußte das größte
Volk der Erde trauern;; zjgei Wochen brauchte es,
um die echten von den falschen Erben Maos un-
terscheiden zu lernen; jetzt darf es fröhlich sein.
Leicht verwundert bemerkten, die wenigen aus-
ländischen Zeugen der Massenaufmärsche in
Schanghai und Peking spontane Gefühlsaus-
brüche, sahen sie in strahlende, nicht in verbis-
sen-apathische Gesichter.

Die Alleinherrscher in totalitären Staaten
mögen nicht auf die Akklamation der Massen
verzichten. Aber als Legitimation ihrer Macht
reicht sie nicht aus. Wichtiger ist ihnen die vor-
zeigbare Investitur durch den Vorgänger. Der
Große Steuermann selber, so geht die Parteisage,
habe, ehe das Ruder seinen Händen entglitt, den
neuen Steuermann berufen. Noch ließ sich Hua
nicht mit dem Huldigungsruf der chinesischen
Kaker begrüßen; noch agierte er inmitten des
(um vier Radikale verminderten) Politbüros wie
ein strahlender Dirigent, der nach seinem ersten
gelungenen Konzert den Dank des Publikums
an das Orchester weitergibt; noch muß er im
Einklang handeln mit den beiden Gewalten, de-,
nen er seine Machtfülle verdankt: den Militärs
und der (in der Kulturrevolution geläuterten)
Partei- und Staatsbürokratie.

Ohne die Rückendeckung des Militärs hätte sich
Hua nicht auf den Machtkampf mit den Radika-
len einlassen können, die über die Milizen und
die Medien geboten. Doch wäre es verfehlt, von
einer Militärdiktatur oder gar von einer Herr-
schaft provinzialer Warlords zu sprechen — das
stimmte nicht einmal für jene Jahre, als unter
Lin Piao die Volksbefreiungsarmee in die Ämter
einrückte. Diese Armee hat nie geputscht, und sie
ist immer durch und durch politisch gewesen. Das
Verhältnis .zwischen Staats- und Parteiführung
und dem Militär ist dialektisch: Alle Macht, auch
die Huas, kommt aus den Gewehrläufen, doch
immer war es die Partei, die den Gewehren kom-
mandierte, Huas grüne Uniform symbolisierte
nicht nur Reverenz vor der bewaffneten Macht,
sondern auch den Anspruch auf die Kommando-
gewalt. Doch wird er um so mehr auf Loyalität
zählen dürfen, desto eher er die Wünsche der
Militärs nach einer modernen Bewaffnung der
Streitkräfte erfüllt.

Auf die zweite Stütze seiner Macht ist eben-
falls Verlaß, nämlich auf die Tausende von
Amtsinhabern, die in der Kulturrevolution ge-
demütigt, später rehabilitiert wurden, aber erst
jetzf befreit aufatmen können, da die Kultur-
revolutionäre ihrer Macht beraubt sind. Hua hat
über "viele Jahre mit jenen Spitzenfunktionären
zusammengearbeitet, mit deren Hilfe Minister-
präsident Tschpu En-lai das Staatsschiff durch
alle inneren Wirren sicher hindurchgesteuert hat:
dem Marschall Yeh, dem Finanzzauberer Li, dem
Außenminister Tschiao, dem Pekinger Bürger-
meister Wu. Diese Namen verbürgen Kontinuität
in der Wirtschaftsplanung und in der Außen-
politik, eine gleichmäßige Entwicklung des Lan-
des ohne risikoreiche revolutionäre Experimente,
den Zusammenhalt der "Partei und damit auch des
Landes.

Gemeinsam können sie .nun darangehen, das
ehrgeizige Programm zu verwirklichen, das
Tschou En-lai, bereits sterbenskrank, Anfang
1975 vor dem Nationalkpngreß verkündet hatte:
den Aufstieg Chinas zu einer Industrienation von
Weltrang und den Aufbau einer kommunistischen
Wohlfahrtsgesellschaft, ohne die Wachstumsfeh-
ler der anderen Industriegesellschaften zu wie-
derholen. Die Mechanisierung der Landwirt-
schaft wird zwangsläufig die Modernisierung der
Industrie nach sich ziehen, und das bedeutet mehr
Leistungsdenken in der Erziehung, mehr Effizienz
in Management und Produktion, mehr materielle
Anreize, größere Öffnung zum westlichen Aus-
land, aber auch, um die Rüstungslasten abzu-
tragen, Entspannung mit der Sowjetunion, bei
unverminderter ideologischer Konfrontation.

Dieser Wandel wird nicht von heute auf mor-
gen vollzogen, vielmehr behutsam, kaum spürbar,
von Etappe zu Etappe und hinter einem Rauch-
schleier verwirrender Losungen. Hua, angetreten
als Maos Erbe und Testamentsvollstrecker, kann
nur regieren, wenn er seine „rechte" Politik mit
linken Parolen bestreitet und die Linken als
Rechte verketzert (siehe Dokumentation auf Seite
acht). Veränderten sich Interessenlagen und
Machtfaktoren, würde er auch umgekehrt ver-
fahren können. Nicht anders haben es Mao und
Tschou in .den vierzig Jahren ihrer Macht gehal-
ten. Die Lehre von den Widersprüchen rechtfer-
tigt jede opportunistische oder vernünftige Kurs-
änderung. Vorerst führt der Kurs in friedliche
Gewässer, an Bord ist alles ruhig, und dei/ Steuer-
mann hält fest das Ruder.
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Dieter Buhl zieht die Schlußbilanz des amerika-
nischen Wahlkampfes

Heinz-Günter Kemmer: Wie Berthold Beitzden
Konzern aus dem Machtbereich der Banken
führte

Roy A. Medwedjew über Alexander Solscheni-
zyns „Archipel Gulag III"

An der einst •waffenklirrenden deutsch-
französischen Grenze zwischen Karls-
ruhe und Basel kämpfen Deutsche und
Franzosen jetzt gemeinsam um die Er-
haltung ihrer umweltgefährdeten Hei-
mat. Rudolf Walter Leonhardt berich-
tet

Sdieels
unklares Veto
Die in der Frühzeit der Bundesrepublik ver-

tretene These, der Bundespräsident sei ein
bloßer Staatsnotar und habe vom Parla-

ment beschlossene Gesetze ohne Rücksicht auf
ihren. Inhalt oder ihr ordnungsgemäßes Zustande-
kommen auszufertigen, ist von der Verfassungs-
praxis inzwischen widerlegt. Schon die Vorgän-
ger von Walter Scheel haben sich gelegentlich das
Recht genommen, ihre Unterschrift unter einen
Gesetzesbeschluß zu verweigern, wenn sie ihn für
verfassungswidrig hielten. So bleibt der amtie-
rende Präsident mit seinem Verdikt über die
Wehrpflichtnovelle, die endlich die Gewissens-
prüfung für Kriegsdienstverweigerer abschaf-
fen soll, in einer durchaus respektablen Tradition.

Dafür galten jedoch bislang stets zwei un-
geschriebene Voraussetzungen: Einem Gesetz,
das der Bundespräsident nicht passieren \ ließ,
mußte die Verfassungswidrigkeit »auf der Stirn"
geschrieben stehen — und der Präsident mußte
diese Offenkundigkeit dartun. An beidem man-
gelt es bei Scheels jüngster Aktion.

Je ein Gutachten aus dem Innen- und Justiz-
ministerium kamen zu dem Ergebnis, daß es der
von der Opposition behaupteten Zustimmung des
Bundesrates nicht bedürfe. Sie mögen irren. Doch
wird damit die Pflicht des Bundespräsidenten,
sein Veto zu begründen, nicht erleichtert; sie wird
nur um so dringlicher. Walter _ Scheel indes hat
das berechtigte Verlangen der Öffentlichkeit nach
Aufklärung über die Gründe seines Entschlusses
bisher nicht befriedigt. Ist er etwa in der Sache
selbst anderer Meinung als die Regierungsmehr-
heit? Will er auch fürderhin die Prüfung und
nicht nur die Behauptung von Gewissensgründen
bei Wehrdienstverweigerern? Das wäre sicher ein
legitimes, aber zugleich ein sehr diffiziles Anlie-
gen. Ein Urteil darüber sollte besser verfassungs-
gerichtlicher als präsidentieller Erkenntnis vor-
behalteti bleiben. H. SA.

Saure Trauben

Mit der Verkündung von Leitlinien, denen
erhabene Allgemeinheit niemand abspre-
chen kann, hat die Koalition ihre Verhand-

i lungen für das neue Regierungsprogramm offiziell
eröffnet. Sicherung des Friedens, Bereitschaft zur
Solidarität, Mitverantwortung des .Bürgers —
solche Verkündigungen machen den Verdacht zur
Gewißheit, daß die Verhandlungspartner noch
nicht bis zu den dornigen. Details vorgedrungen
sind.

Nur in einem Punkt herrscht inzwischen offi-
zielle Klarheit: »Die schon im Sommer zwischen
den Herren Genscher und Schmidt getroffene Ab-
rede (wurde) bestätigt, in der Verteilung der
Regierungsarbeit keine Zuständigkeitsverschie-
bungen zwischen den Koalitionsparteien vorzu-
nehmen." Das bedeutet, daß der Kanzler nur mit
Zustimmung Genschers in die FDP-Ressorts hin-
einregieren darf, und das heißt, daß es einen zu-
sätzlichen, für Deutschlandpolitik oder gar für
Außenpolitik zuständigen Staatssekretär im
Kanzleramt nicht geben wird. Pläne dieser Art
sind Helmut Schmidt inzwischen so fern gerückt
wie saure Trauben.

Die schönen Allgemeinheiten der ersten Tage
freilich wird sich die Koalition nicht lange leisten
können. Sie ist nicht so krisensicher, als daß sie
sich auf den guten Willen beider Seiten verlassen
könnte. Das war im übrigen, wie der Streit um
die Mitbestimmung zeigt, schon in der letzten
Legislaturperiode lebensgefährlich. Sie muß, an-
ders als 1972, ihre Projekte genau'formulieren
und ihre Grausamkeiten am Anfang begehen. Nur
so kann sie hoffen, die nächsten vier Jahre erfolg-
reich zu bestehen. R- Z.

Undiplomatisch

K oreanische Kommunisten haben nichts für
die Feinheiten der bürgerlichen Diplomatie
übrig. Im August hackten sie zwei ameri-

kanische Soldaten zu Tode. Und jetzt ist ein
ganzer Trupp nordkoreanischer Diplomaten in
Dänemark als Rauschgiftdealer entlarvt und des
Landes verwiesen worden. Auch aus Schweden,
Norwegen und Finnland mußten eine Reihe
nordkoreanischer CD-Herrsdiaften überstürzt
verschwinden.

Die Ursache für die politische Vertreibung:
Pjöngjangs Diplomaten hatten im großen Stil
Hasch und Heroin, Alkohol und Zigaretten un-
ters skandinavische Volk gebracht. Die Ameri-
kaner setzten die Polizei auf die Schmuggelspur,
die von Syrien über Ostberlin nach Skandinavien
führte—kalte Rache für die Axthiebe im August.,
Wegen ihrer illegalen Nebentätigkeit mußten
insgesamt 17 Genossen aus den Nordländern
nach Nordkorea zurückkehren. Ablösung wurde
schleunigst aus Ostberlin herangeschafft.

Und der Zweck der diplomatischen Seiten-
sprünge? Manche Fachleute meinen, die Koreaner
hätten damit die Abzahlung ihrer Westschulden
erleichtern wollen. Vielleicht ging es nur um die
Kosten der Anzeigenkampagne, mit der Nord-
koreas Alleinherrscher Kim II Sung seit Jahren in
der westlichen Presse für sich wirbt. Ein Kernsatz:
„Wir wollen das Leben der Menschen unabhän-
giger und schöpferischer gestalten." Mit Hasch und
zollfreiem Schnaps?. //


